
führt, als auch, daß sie die entwendeten Gegenstände 
dem volkseigenen Betrieb als Rechtsträger wieder zu
rückgibt.

Wenn die Verteidigung ausführt, daß die Handlung 
des Angeklagten K. nicht das Objekt Volkseigentum 
angreife, so verkennt sie, daß der Angeklagte nicht nur 
dem B. Beistand leistete, um ihn der Bestrafung zu 
entziehen, sondern um diesem die Vorteile des began
genen Verbrechens zu sichern. Diese Form der Be
günstigung als sog. Sachbegünstigung richtet sich nicht 
ausschließlich gegen die Tätigkeit der staatlichen 
Organe bei der Bekämpfung von Verbrechen, sondern 
sie stellt auch zugleich einen erneuten Angriff auf das 
Volkseigentum dar, weil der Täter durch seine Hand
lung dazu beiträgt, daß dessen Rückführung und 
Wiederbeschaffung vereitelt wurde. Seine Handlung 
richtet sich daher sowohl gegen das durch die Bestim
mung des § 257 StGB als auch durch die VO zum 
Schutze des Volkseigentums geschützte Objekt. Die 
Verurteilung nach § 1 VESchVO ist daher gerecht
fertigt. Das Stadtgericht hätte daher, da zwei Objekte 
angegriffen wurden, lediglich noch prüfen müssen, ob 
nicht zugleich in Tateinheit mit Beiseiteschaffen von 
Volkseigentum auch der Tatbestand der Begünstigung 
nach § 257 StGB von dem Angeklagten verwirklicht 
wurde.

§§ 24, 33 Abs. 2 JGG (in Berlin JGVO)
Stellt das Erwachsenengericht nach Eröffnung des 

Hauptverfahrens fest, daß ein Fall des § 24 JGG nicht 
vorliegt, so hat es sich durch Beschluß für sachlich 
unzuständig zu erklären und die Sache an das zu
ständige Jugendgericht zu verweisen.

Das Erwachsenengericht kann nicht selbst Erzie
hungsmaßnahmen gegen Jugendliche anordnen.

KG, Urt. vom 27. Januar 1956 - Zst I 30/55.
Durch Urteil vom 6. Dezember 1955 wurde der jugendliche 

Angeklagte vom Stadtgericht von Groß-Berlin wegen unbefug
ten Waffenbesitzes nach §§ 1 und 2 der Verordnung vom 
1. Oktober 1955 über die Bestrafung von unbefugtem Waffen
besitz und Waffenverlust zu einer bedingten Freiheitsentzie
hung von sechs Monaten verurteilt und ferner Heimerziehung 
für die Dauer von zwei Jahren und sechs Monaten angeordnet.

Der jugendliche Angeklagte erwarb im Dezember 1953 von 
einem anderen Jugendlichen eine TesChing-Pistole und kaufte 
sich in Westberlin für diese Pistole einige Platzpatronen. Im 
Februar 1955 gelangte er in den Besitz eines nicht mehr 
gebrauchsfähigen Trommelrevolvers, den er von einem 
inzwischen rechtskräftig verurteilten Jugendlichen erhielt. 
Diese Waffe versteckte er in seiner Wohnung.

Das Stadtgericht hat festgestellt, daß der jugendliche Ange
klagte die nach § 4 der Verordnung über das Jugendgericht 
(JGVO) erforderliche sittliche und geistige Reife hatte, tim die 
Gesellschaftsgefährlichkeit seiner Tat einzusehen und nach 
dieser Einsicht zu handeln und hat ihn deshalb wie bereits 
erwähnt verurteilt.

Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin hat die Kassation 
dieses rechtskräftigen Urteils beantragt. Der Kassationsantrag 
hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Entscheidung des Stadtgerichts beruht, wie mit 

dem Kassationsantrag zutreffend ausgeführt wird, auf 
einer Verkennung des Zwecks und der Aufgaben der 
Verordnung über das Jugendgericht. Wie alle Einrich
tungen unseres Staates, die für die Jugend geschaffen 
worden sind, soll auch das Jugendgericht dazu bei
tragen, unsere Jugend zu selbständigen und verant
wortungsbewußten Bürgern unseres Staates zu erzie
hen. Deshalb ist in dieser Verordnung festgelegt, daß 
für die Regelung und Entscheidung über alle Verfeh
lungen Jugendlicher die Jugendstrafkammern bei den 
Stadtbezirksgerichten zuständig sind. Da Verfehlungen 
Jugendlicher anders zu beurteilen sind als die von 
Erwachsenen, stehen bei Verfahren gegen Jugendliche 
die Erziehungsmaßnahmen gegenüber den Strafen im 
Vordergrund. Die richtige Beurteilung und Anordnung 
von Erziehungsmaßnahmen gegen Jugendliche setzt ein 
hohes Verantwortungsbewußtsein und Erfahrung im 
Umgang mit Jugendlichen bei den Richtern und Schöf
fen der Jugendgerichte voraus, die besonders auch 
erzieherisch befähigt sein müssen, um auf die Jugend
lichen durch geeignete Erziehungsmaßnahmen einwir
ken zu können. Die neuen gesellschaftlichen Verhält
nisse in unserer demokratischen Ordnung geben die 
Möglichkeit, unsere Jugend zu vollwertigen Bürgern 
unseres Staates zu erziehen. Der weitaus überwiegende 
Teil unserer Jugendlichen hat die ihm durch unseren 
Staat zuteil werdende Förderung erkannt und arbeitet

zielbewußt am Aufbau und der Festigung unseres 
demokratischen Staates mit. .

Bei der Errichtung der Jugendgerichte konnte jedoch 
nicht unberücksichtigt gelassen werden, daß als Folge 
schädlicher Einflüsse, besonders aus Westberlin, 
Jugendliche auch Verbrechen begehen, die die Sicher
heit unseres Staates und unserer Bürger ernsthaft 
zu gefährden drohen. Um den notwendigen Schutz 
unseres Staates und seiner Bürger sicherzustellen, ist 
daher im § 24 JGVO bestimmt, daß unter der Voraus
setzung des § 4 JGVO auch gegen Jugendliche das 
allgemeine Strafrecht anzuwenden ist, wenn der 
Jugendliche des vollendeten Verbrechens, des Mordes, 
der Vergewaltigung, der Sabotage, eines Verbrechens 
gegen die Verordnung zum Schutze des Friedens oder 
der wiederholten Begehung schwerer Verbrechen schul
dig ist. Das bedeutet, daß gegen Jugendliche, die sich 
eines der in § 24 JVGO ausgeführten Verbrechens oder 
der wiederholten Begehung schwerer Verbrechen schul
dig gemacht haben, die gleiche Strafart wie für Erwach
sene, mit Ausnahme der Todesstrafe, anzuwenden ist. 
Die Anwendung des allgemeinen Strafrechts auf 
Jugendliche unter den in § 24 JGVO genannten Voraus
setzungen ist jedoch auf die in § 24 JGVO ausdrücklich 
auf gezählten Verbrechen beschränkt und ihre Anfüh
rung im Gesetz stellt nicht etwa eine nur beispielhafte 
Zusammenstellung dar, die willkürlich erweitert wer
den kann. Es widerspricht der demokratischen Gesetz
lichkeit, gegen Jugendliche das Erwachsenenstrafrecht 
anzuwenden, wenn die Voraussetzungen des § 24 JGVO 
nicht vorliegen. Ebenso ist es ungesetzlich, die Verfah
ren gegen Jugendliche unter diesen Voraussetzungen 
nicht bei dem Jugendgericht, dessen sachliche Zustän
digkeit im Gesetz ausdrücklich festgelegt ist, durchzu
führen. Nach § 29 JGVO ist die Zuständigkeit der 
Jugendstrafkammern bei den Stadtbezirksgerichten 
für die Verhandlung und Entscheidung über alle Ver
fehlungen Jugendlicher festgelegt. Danach ist davon 
auszugehen, daß Verfahren gegen Jugendliche grund
sätzlich bei den Jugendstraf kammem der Stadt
bezirksgerichte durchzuführen sind. Die sachliche 
Zuständigkeit der Jugendstrafkammern bei den Stadt
bezirksgerichten wird auch keineswegs schon dadurch 
ausgeschlossen, daß der Jugendliche eines der in § 24 
JGVO aufgeführten Verbrechen begangen hat und 
somit nach dem allgemeinen Strafrecht zu bestrafen ist. 
Der Staatsanwalt' kann aber in diesen Fällen durch 
Anklageerhebung die Zuständigkeit des Erwachsenen
gerichts herbeiführen. Bei Eröffnung des Hauptverfah
rens hat das Gericht zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
für eine Anklageerhebung nach § 33 Abs. 2 JGVO vor
liegen und seine sachliche Zuständigkeit gegeben ist. 
Anderenfalls ist die Eröffnung des Hauptverfahrens 
abzulehnen, da die Vorschriften der Verordnung über 
das Jugendgericht insoweit den allgemeinen Vorschrif
ten über die sachliche Zuständigkeit Vorgehen. Hat 
jedoch das Erwachsenengericht das 'Hauptverfahren 
eröffnet und stellt es erst in der Hauptverhandlung fest, 
daß ein Fall des § 24 JGVO nicht vorliegt, dann muß 
es sich durch Beschluß für sachlich unzuständig erklären 
und die Strafsache an das zuständige Jugendgericht 
verweisen. Es kann nicht, wie es durch das Stadtgericht 
geschehen ist, selbst über Erziehungsmaßnahmen gegen 
Jugendliche befinden. Ein solches Verfahren verstößt 
gegen die Grundsätze der Jugendgerichts-VO und ver
letzt das Gesetz.

Die Anordnung einer befristeten Heimerziehung für 
den Jugendlichen widerspricht ebenfalls dem Gesetz. 
Die Heimerziehung ist eine Erziehungsmaßnahme. Sie 
wird nach den allgemeinen Bestimmungen von den 
zuständigen Erziehungsorganen durchgeführt (§ 15
JGVO). Diesen Organen muß es auch überlassen 
bleiben, zu entscheiden, wann der Erziehungserfolg ein
getreten ist. Aus dem Charakter der Heimerziehung 
ergibt sich, daß nicht schon bei Urteilsfällung abzusehen 
ist, wann ihr Zweck erreicht sein wird. Sie kann also 
nicht von vornherein begrenzt werden. Vgl. OG. Urt. vom 
4. März 1955 - 3 Ust II 10/55 - NJ 1955 S. 636).

Das Urteil war daher auf den Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts aufzuheben und die Sache an das 
Stadtgericht zurückzuverweisen. Das Stadtgericht wird 
unter Beachtung des für die Durchführung von Ver
fahren gegen Jugendliche geltenden Prinzips der beson
deren Beschleunigung (§ 27 JGVO) einen Termin zur
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